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beschließt des Arbeitsgericht Hamburg..." 

durch die Richterin am ArbeitsgerichillnalleteVorsitzende, 

die ehrenamtliche Riohterir 

den ehrenamtlichen RichteOWARIP 

am 3, 'Dezember 2020: 

Des Ablehnun s esuch der Klägerin  yam  18. September 2020 gegen den Richter am Ar- 
beitsgerichl drd für begründet erklärt. 

Gründe: 

Der Ablehnungsantrag vom 18. September 2020 gegen 'den Richter am Arbeitsgericht  Dr.  
et begründet, da aus der insoweit maßgeblichen Sicht eines vernünftigen Prozess- 

ebteilijten ein Grund für die Besorgnis der Befangenheit des abgelehnten Richters gege- 
ben ist. Eine hiervon zu unterscheiclende AL1S e der Kammer dazu, ob tatsächlich eine 
Befangenheit beim Richter am Arbeitsgericht* vorliegt, ist mit dieser Entschei- 
dung ausdrücklich nicht verbunden. 

Der Grund für die Besorgnis der Befangenheit rührt daher, dass Richter aus- 
weislich der Schilderungen des Prozessbevollmächtigten der Klägerin im 'Able1iitisge- 
such im Rahmen der Erörterungen im Gütetermin am 15. September 2020 geäußert haben 
toll,  „class  er sich über die Kiage geärgert habe" und „dass er sich durch den Schriftsatz 
diskriminiert fühle". Zuvor habe Her in Reaktion auf den Hinweis des Prozess- 
bevollmächtigten der Klägerin darauf, ass Frauen im Vergleich zu Männern generell grö-
ßeren familiären Verpflichtungen neben ihren beruflichen Anforderungen ausgesetzt seien, 
darauf hingewiesen, dass er alleinerziehender Vater mit zwei Kindern sei. 

Diese vom Prozessbevollmächtigten des Klägers geschilderten Äußerungen des abgelehn- 
ten Richters hat Herr im Rahmen seiner dienstlichen Äußerung nicht explizit in 
Abrede gestellt, weshalb le Kammer davon auszugehen hat, dass diese Äußerungen in 

dieser oder in jedenfalls ähnlicher Weise tatsächlich gefallen sind. 

Die geschilderten Äußerungen sind geeignet, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit des 
Richters herbeizuführen. Sie begründen aus Sicht eines vernünftigen Prozessbeteiligten 
die insoweit bereits ausreichende objektive Besorgnis, dass irr vorliegenden Fall in die Ent-
scheidungsfindung sachfremde Erwägungen zu Lasten der Klägerin einfließen kdnnten. 

Rechtsrnittelbeleereeq;  

Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht gegeben (§ 49 Abe. 3 ArbGG). 
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